
BUNDESGERICHTSHOF

BESCHLUSS
il zB 17 t00

vom

2. April 2001

in der Handelsregistersache

störos Metallbau GmbH, am 23. März 1998 wegen Vermögenslosigkeit im
Handelsregister gelöscht,

Beteiliote und Beschwerdeführerin:
Cornelia Stöhr, Lindenweg 12, Vöhl-Buchenberg,



-2-

Der ll. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat am 2. April 2001 durch den Vor-

sitzenden Richter Dr. h.c. Röhricht und die Richter Dr. Hesselberger,

Prof. Dr. Goette, Dr. Kurzwelly und Kraemer

beschlossen:

Die Beschwerden gegen die Beschlüsse des 20. Zivilsenats des

Oberlandesgerichts Frankfurt am Main vom 23. Mäz 2000 und

vom 26. Juni 2000 werden auf Kosten der Beteiligten als unzuläs-

sig venvorfen.

Beschwerdewert: 5.000.-- DM

Gründe:

t.

Aufgrund des Beschlusses des Amtsgericht Frankenberg/Eder vom

18. Mäz 1998 ist die Störos Metallbau GmbH am 23.März 1998 wegen Ver-

mögenslosigkeit im Handelsregister gelöscht worden. Das Landgericht Marburg

hat die Beschwerde der Beteitigten als früherer Gesellschafterin und Ge-

schäftsführerin der GmbH am 25. Mai 1999 zurückgewiesen, Das Oberlandes-

gericht hat die weitere Beschwerde der Beteiligten durch Beschluß vom

23.März 2000 zurückgewiesen. Die dagegen am 30. Mai 2000 zu Protokoll der

Geschäftsstelle des Landgerichts erhobene "außerordentliche Beschwerde" der

Beteiligten hat das Oberlandesgericht im Hinbtick auf die Unzulässigkeit eines

derartigen Rechtsbehelfs zunächst als Gegenvorstellung behandelt und diese



durch Beschluß vom 26. Juni 2000 zurückoewiesen. Auf

richtlichen Hinweis hat die Beteiligte um Bescheidung ihres Rechtsbehelfs

durch den Bundesgerichtshof gebeten und auch gegen den areiten Beschluß

d es Oberlandesgerichts au ßerordentl iche Beschwerde erhoben.

ll.

Die Rechtsmittel sind unzulässig.

1. Gegen die Sachentscheidung des Oberlandesgerichts vom 23. März

2000 im Verfahren der weiteren Beschwerde gemäß $ 27 FGG ist eine (weite-

re) Beschwerde zum Bundesgerichtshof von Gesetzes wegen nicht eröffnet.

Die Voraussetzungen, unter denen die Rechtsprechung ausnahmsweise eine

im Gesetz nicht vorgesehene "außerordentliche Beschwerde" zuläßt, sind im

vorliegenden Fall nicht erfüllt. Hierzu müßte die angefochtene Entscheidung

"greifbar gesetzwidrig", d.h. mit der geltenden Rechtsordnung schlechthin un-

vereinbar sein, weil sie jeder Grundlage entbehrt und inhaltlich dem Gesetz

fremd ist (vgl. Sen.Beschl. v. 7. Juli 1997 -1lZB7197,ZlP 1997,1553). Dafür

fehlt - worauf schon das Oberlandesgericht in seinem weiteren Beschluß vom

26. Juni 2000 die Beteiligte zutreffend hingewiesen hat - jeglicher Anhaltspunkt.

2. Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sich erst recht die Unan-

fechtbarkeit des Beschlusses des Oberlandesgerichts vom 26. Juni 2000, mit

dem es lediglich aus Gründen der gerichtlichen Fürsorge zur Vermeidung von

Kostennachteilen den unzulässigen Rechtsbehelf der Beteiligten als Gegenvor-

stellung behandelt, sie über die diesbezügliche Rechtslage aufgeklärt und ihr
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nochmals sachlich geprüft und für unbegründet erklärt

Hesselberger Goette

Kurzwelly Kraemer

schutzbegehren

Röhricht

i.".



Cornel ia Stöhro Zum Estenberg 6, 34516 Vöhl-Buchenberg

Bundesgerichtshof . II Zivilsenat
Herrenstraße 45 a
76125 Karlsruhe

14. Juni 2ü06

Az.: II ZE fi/AA, Senatsentscheiciur4l \ron 2. April ?001, auf cler Basis cler Vorlage
vgn zwei rechtswidrig von Amts wegen vertauschten/vermischten
zwei Prozef3akten HRB 132 i:ncl HRB 3?0

Sehr geehrte Danen urrcl llerreno

nit rneinern Begeirren cije Senatsentscheidung Az. II ZB 17/{n von 21. April 2Ü01 von

clem II Zivilserrat des Bundesgerichtsht:rfes üirerpriifer.r zr.r iassen, tnattsichtige ich
jr-rristisch das System zu bewerten, dass der Verfahrensleiter der Beschwerdeinstanz

Lrlindlings clel Ausfiihrungen der \iorinstanlzen \rertrartt. urtEl Details der angefochtenen

Intscheidung bei den Beschverdeheschlul3 überninrnt" die jeglicher Dokumentation ent-
behren. Es kann nicht irl Sinr:e cler geltenden liechtstrcltrung sein, dass eine Beschwerde*

führung zr-rr Widerklage der Arntswegigen Behauptumgen ausartet, uncl mein Vortrag bezüg-

lich wesentlicher Verfahrensfehler als Seschw*rdebegriinchrng an Becieutung verliert.

Eine unzuläneliche richterliche Verfahrensleitung und clie wilkürliche Zurückweisung/

keine Kelntpisnahrne meiner Angriffs- uncl Verteidungsrnittel in deru ausschlie[3lich im

schrif tl ichen Verfahren entwickelten I'rr:zeß tragen clas Pr:ozeßgeschehen bis zut Ietzten
Instanz. Auch in sofern, class innerhalh eines Verfahrens ein zweites Verfahren beztig-

lich einer anderen Firma offensichtlich entgegen der geltenden Rechtsordnung mit ent*
wickelt wird, sollte die \:orlage zum Bunclesgerichthof rechtfertigen.

A1s K6psequenz rlieser Vorgehensweise von Arntswegen. karrn nicht zweifelsfrei verneint
werden, dass beziiglich cler vorgetragerterr Sache auf?-rauert,J auf den antswegigen Mi$ständen

in Laufe cler Entwicklung cles Prozeßgeschehen Zug r-rm Zug weitere Faktoren für ein, von

Anfang an ohne Rechtsgmndlage abgewickeltes \ie;:fahren hinzukornmen.

Meine Ausführungen beginne ich rnit der Dokumentation der atntswegigen Mißstände analog

cler Frozeßakten, iincl weise darauf hin, dass seinerzeit den Senat des Bundesgerichtshof
uncl clen \zorinstanzen ein unvnllstäncliges, oder ein rticht fär den tatsächlichen und

rechtlichen Sar:hverlmlt spezif isches Aktenrnaterial. L--'r,w, die r.'*rnischten/vertauschten
ProzelJakten HRB 132 und HRB 3?ü r'orgelegt werclen.



Sei te 2 zurn Schreiben vom 14.06.06, II Zivi l senat cles BGH

41s Fclge dieses Mil3standes kann nicht zweifelsfrei verneint werden, dass nit cten

Prozel3 in der Handelsregistersache Störos Metallbau GmbH HnB 132 ein zweites Verfahr-
en in Bezug auf eine zweite Firura HRB 32ü rnit entwickelt wircl. Die zweite Proze$-
ftihrung fiir die Firma HRB 320 innerha'l"l-. ,-ir:i ersten Prozeßftihrung betreffend der
Firma HRB 132 wird von rnir als Verfahrensb*teiligte friihzeitig r.'errnutet, demr die
Strategie der Beschwerdefi-ihrung ist auf die vennischten Prozef3akten HBR 132 und
HRB 32CI mit alryestel1t. Trotz meines Begel:ren trezüglic'h cliesern Mi$stand von Ants wegen

Ahhilfe zu schaffen, basieren bis clato alle tlrt*ile in den Verfahren HRB 132 auf den

vernischten./r.erta*si:hten I'roze$akten I{RB 132 tincl HRB 3?0 nit der Fc}ge, dass keine der
gerichtlichen Bekanntrnachr.ingen zrveifelfrei tler ersten Firma HRB 132 oder der zweiten
Firma HRB 320 zugeorclnet rqerden kann.
Hinzu kommt, class alle Prazesse in dieser Angelegenheit im schriftlichen Verfahren
abgewickelt werden. Auf dieser Basis habe ich als Proze$ir*teiligte eine vorausschauende
und das Verfahren fördernde Prozel3strategie entwickelt, letztendlich konnte ich at-rer

ni cht irn voraus erkennen, welches Dokriment cier jenei I ige Verfahrensleiter wilkürl ich
der Firna HnB 132 ocler der Firna HRB 320 zuordnet und dernentsprechend das Endurteil
begründet.

-t -

Der II-Zivilsenat cles BGH wird gebeten eine Entscheidung bezüglich dern Sachverhalt
bekannt zu machen. r;b ciie schuldhafte Verletzung clr:r Ants wegigen Prüfungspf licht
der Verfahrensleiter in den Vorinstanzen, einen ausschließlich in schriftlichen Ver-
fahren geftihrten Zivil,prozess rechtskonforn tragen kanr: und folglich die gerichtlichen
Bekanntrnachungen und die ausgesprochenen Rechtsfolgen in Rechtskraft erwachsen, sowie
ein erfolgreicher Rer:htsweg niit der Be,eriindung schulclhaflte Verletzrng der Amtsprüf-
ungspflicht und der:en Rechtsfolgen zum BGH auszuschließen ist.
Hier der Para. 12 FGG, Keiclel.-Schniclt,.r.a.0. Para. i3 Rn 63, Keidel-Sternal, a.a.0
Para. 23 Rn 3.

-2-
Ä1s Folge cler schulclhaf ten Verletzung der Arirtsprüfungspf l icht sind die gerichtl ichen
Bekanntmachunger: nicht in Einklang nit cien rrorgelegten lJckur:enten ztt bringen und

spiegeln nicht den tatsächlichen und rechtlichen Sachrrerhalt 1t. den Prozepakten wider,
(Para. 313 ff ZPO) so die Begrtindring cler Flesr:iriryercle erxr BüH weiter.
Die tlrteile der Vorinstanzen sincl nicht rnit der geltenden Rechtsordnung vereinbar,
denn die Verfahren bauen auf einen erstinstanzlichr:n Eeseirluf-1 auf , welcher keine Rechts-
grundl.age hat, und die Endurteile sind nicht zweifelsfrei der ersten Firna HRB 132

oder der zweiten Firma HRB 320 zu zuardnen.

-3-
Ais ein weiterer Feschwerdegrund wird unter ancleren auch die Verletzung des recht-
lierhen Gehör der Verfahr-ensbeteiligten bei 0*ricl:t r.'or"getragen, denn deren tatsäclr-
iiches und rechtliches Vr.rrbringen der Sache wird in dem ausschlief3lich schriftlich
entwickelten Prozeß HRB 13? nicht znr Kenntnis genoinmen. Eine uneulängliche richter-
liche Verflahrensleitung und die wilkiirliche Zurückweisung von Angriffs- und Verteid-
ig,r-rngsmitteln trestimuren das Verfahren. {BVerfGE63, 177 = NJW 1983,2187, NJW-RR 1993,383)
I)ie angefochtene OLG-Elttscheidung ist in ständiger Folge ein tlberraschungsurteil.
B\ierfG Beschluß von 29.5.91, lBvR l3E3l?t). BVerfG, IJl4 I9.)1. 2823 = BVeTVGF 8,1,188



Seite 3 zum Schreiben von 14.06.ü6, II Zivilsenat cles BGH

Der Sachverhalt:

Mit dem liinweis auf clie Anlage 1, dem Schreiben vr.rm 18.08.200{), Az. II ZB 17/00
hat der II-Zivilsenat des BGH üher d*n vorgetrap5en Sacirverhalt beraten und arn 2.4.01
den in der Anlage 2 beigeftigten Senatsbeschluß bekannt gemacht.
Anlage 1 Schreiben vtrrn 18.ü6.2000 Az. Il ZB 17/üA
Anlage 2 Senatsbeschlul3 vorn 01 .04.2001 , Az . II ZB 17 /00

Als Proze$beteiligte in dem vorerwähnten Verfahren sollte ich davon ausgehen können,
dass den schriftlich angekündigten Beratungen des Senats die Prozel3akten in der
Handelsr:egistersache Störos Metal]bau GrntrH {HRB 132) als Hilfsmittel dienen.

Sofern die Prozeßakten HRB 132 als Hilfmittel in dem Beschwerdeverfahren von dem

Senat des BGH beachtet worden sinrJ, ist folgencles offensichtlich:

1. Der Unfang des Aktenmaterial umfa$t ti Bände, 3 Sonderbände, 1 grünes Heft hier die
Anlage 3 Schreiben der Generalstaatsanwaltschaft vom 23.08.2002 Az. 5A E/2-7A/Az

der erste Absatz

2. Eei den Proze$a1;.i.1::i handelt es sich um

vernischte Dokurnente der Registerakterr
der Firma Störos Metallbau GnbH äSE 132

Sf : Cornelia Sti.lhr
Prokura: R. König
deutsche Gesel lschaft

recirtsu:idrig von Arnts wegen seit 1996
der Firnl:, iilE 132 uncl HRB 320" hier

und Störc"rs Metallbau & Co. GnrbH HRB 320

-__ 
Gf: Dipl. Ing..{ndreas Wa11

cleutsch-russ i sche Gesel 1 schaf t

Anlage 4 Akten'u'ermerk vrsn 27, Mai 2003 aufgrund des Antrages ar-rf Akteneinsicht
beztiglich der Numner HRB 13? und HRB 32ü wircl vernutet wo die Akten sind
und
ausweislich der aktuellen Computerliste des nunmehr zuständigen Register-
gerichts AG Marburg \roa 27. \|ai 2003 existiert keine Hanclelsregisterakte
HRB 320 ftir die Störos Metallbau & Ca. GmbH. Die Firma wird auch nicht
unter einer ancleren Registernunmer l:ei Gericht geführt.

3. Die Prozeßakten HBR 132 und IIRB 320 sind stellenweise so vernischt, dass die Dr:ku-
mentation nicht zweifelsfrei cler einen ocler anderen Firma zugeordnet werden kann.
Zudern offentrart nur ein gewi.ssenhaftes Studirul der Akten HRB 132, dass unter dieser
Registentu$aer rechtswidrig zwei Prozeßakten, HEB 132 Lrnd HRB 320 verwaltet werden.

An Beispiel der Vorbereitung einer Asrtshaftungsklage vor clem Landgericht Frankfurt
ist die Behauptur"rg die vorerwähnten zrqoi I'roze$akten HRB 132 und HRB 320 seien ver-
mischt/vertauscht nachvollzieh?-rar. Weil auch in diesern Fal1 von Ants wegen die Ver-
tauschung/Vernischung der Prozeßakten HRF 132 uncl HRB 32ü r'erneint wircl, werden die
lk;dalitäten des Aktenversandtes errnittelt. Die tlberprüfr-rng ergibt, dass das bekannte
Aktenrnaterial, 5 Bände, 3 Sonclerbäncle, 1 griines Heft, in der Anzahl vollständig ver-
sanclt wird und auch in dieser Anzahl spräter wieder bei dem Registergericht eingeht,
cl.h. die vernischten/vertauschten Prozef3akten HI{B 132 r,urcl HRB 3?0

Än1age 5 Schreiben an den Gcrneralstaatsanwalt arn OLG rqrn 21. Oktober 2005
Änlage 6 Schr*iben cles Generalstaatsan-ealtes von 25. 0ktober 2üAS hz. 5A E/2-7Arc2



Seite 4 zum Schreiben von 14.06.06. Il-Zivilsenat cles BGH

-A-

Hier der Ol.G-Beschluss Az.: 20 W 249/2000 vom 26. Jr,uri 2ü00, die Seite 3, Abs. 2.

und der OlG-Beschluss Az.: 20 W 283/99 vom 23. tIärr 2000, die Seite 3, Abs. 3.
Der Senat des OLG hat die linterscheide zwischen den treideit Firmen gesehen und beachtet.
Der Senat des OLG hat .iedoch nicht erkannt, dass es sich bei den vorliegenden Prozel3-
akten eine Vermischung/Vertauschung der beiclen Firmenakten handelt, denn es wird
keine Äbhilfe geschaffen. Die unzulängliche Verfairrensleitung hat dazu geführt. class

clje Angriff s- und Verteidigungmittel, hier tlie Begriinclung das Verfahren habe seit
rJer ersten Instanz i;r:i:''o Fechtsgrundlage, rricht zur Kenntnis genomnen werden urd siehe
dazu clie Anlagen 3 bis 6 unrl die Ausfiihrungen zutn Sachverhalt, die Punkte 1 bis 3 und

clen Punkt - F - dieses Schriftsatzes.

1. Es gibt keinen Aktenvernerk dass von Seiten des OLG veranlaf3t wird, dass die
Dokunente cler Prozel3arkten HRB 132, unverztiglich rler jeweiligen Firma HRB 132 cder
HRB 320 von Amts wegen zu zuorclnen sind, und die Handelsregisterakten/Proze$akten
cler beiden Firmen getrenrrt von einiuicier zii fiihren si.ncl.

2. Es gibt keine rechtliche Bewertung bezügiich der Rechtsfolge Notgeschäftsführung
tr-otz Prokura. Ein w:eiter Grrurci daftir. dass tricht zweifelsfrei clarzon ausgegangen

werden kann, dass die Vernrischung des Aktenuraterials und deren Rechtsfolgen nicht
von clern Senat des OLG in rlem vorliegenden Beschn'ercleverfahren erkannt wird. Die
erteilte Prokura (Para 49 HGB) entzieht der Bestelluirg eines Notgeschäftsführers
von Aats wegen für clie Fi::'r:ra HRB 132 clie Rechtsgrundiage. Hitrzu kommto dass dieser
tatsächliche und rechtliche Sachverhalt Auswirkungen auf die tatsächliche Vermögens-

situation der GmbH HRB 132 hato welche Gegenstancl ctes Beschwerdeverfahren 20W283199

vor clen OLG ist. Siehe dazu die Atisfiihmngen der Punkte -F- bis -I-.

3" Die Störr>s l{etallbau GnbH wircl von einer^ Prokuristin v'ertr^eten, clennoch ist diese
llrkr-rnrle uncl deren Rechtsf oige niemals Gegenstand cler Lirtei lsf indur€ (313 ZPO) in
der Hanclelsregistersacire HRB t32. Dararts ft:lgt. dass die Urteilsfinr3urg in jeder
Instanz ausschließ1ich ar:f cler Basis rler Registerakten rier zweiten Firrna HRB 320

oder arif der Basis cler rrernischt-en/rrer"tauschten Akten HRB 132 uncl HRB 320 erfolgt
ist. Siehe hierzu die Ausführungen cles lfunkt -F-, denn der jeweilige Verfahrens-
leiter mupte wissen, class der laufencle Proze$ seit cler ersten Instanz keine Rechts-
gnrndlage hat, uncl im Beschwerdeverfahren keine Wirksamkeit im Bestand erlangen
kann. In cler Folge sind alle Enrlurteile in cler Hanclelsregistersache I{RB 132 nur
clem Anschein wirksam, aber in Bestand nichtig.

Die Zurtickweisung/keine Kenntnisnahr,ie des Angriffs- und Verteidigungsmittelso das Ver-
fahren HRB 132 habe seit der ersten Instanz keine Rechtsgruncllage, verstößt gegen den

Artikel 103 I Grundgesetz. weil eine unzulängliche richterliche Verfahrensleitung in
{en ausschließlich schriftlich entwickelten Prozel3 verzögert/verhinclert. dass ein im

Bestand nichtiges Verfahren/Urteil Az.: 4 HRB 13: * Az.: 4 T 3/98 - Az,.: 2Ü W 283/99

Az.: 20 W 249/(X) aufgehoben wird.
Anlage 7 OlG-Beschlu$ 2Q W 249/2048
Anlage B OlG-Beschlu$ 2B W 283/99 vcxtt 23. l{ärz 2ü40

Anlage 9 Bescirwerdetngrindrurg zun BGH vt.rr:i 30. -\{ai 200ü unci vtx:23. }fai 20ÜI



Seite 5 zum Schreiben vom 14.ü6.06, II Zivilsernt cies BGH

-B*

Bezüglich clem 0lG-Beschluß Az. 20 W 253/99, clie Anlage 8, clie Seite 3, Absatz 3, der
letzte Satz, wircl auf folgendes hingewiesen:

1. Das besonclere an dem Gutachten ist. class cler Sequester ein Zeugnis darüber ablegt,
class clas Gericht Handhaben gegefl clie Geschäftfiitrrerin sucht trnd er vielleicht eine

neue bieten kann. Siehe clazu die Seite 3. Absatz 3, des Schriftsatzes vom 28.11.96

clie Anlage 10. Z,itat: ..r.ielleicht aLrer der* Gericht eine neue Handhabe für das

weitere Vorgehen gegen die Geschäftsführerin liefert: Zi.tat Ende.

Anlage l0 Gutachten des Sequesters vo!:r 28.11.1996/DblIj195

2. Unabhängig clavon dass lt. dem Zeugnis des Sequesters ein Zivilgericht ohne Rechts-
gi^uncllage zielgerichtet gegen einen deutschen Staatsbür'ger Handhaben sucht. wird
hier die Grenze der Teilung der Gewalten, welche die Grundlage unserer demokratisch-
en Staatsordnung ist, von der ordentlichen Gerichtsbarkeit überschritten.

3. Der Ol$-Beschluß 20 W 283/99 wird folglich von einem Dokurnent mit getragen dessen

Inhalt verfassungrechtliclr beclenkliche Aktivitäten der orclentlichen Gerichtsbarkeit
mit clr:kurnentiert. Es kann nicht zweifelsfrei verneint werdenn dass säntliche Aus-
fiihrulgen cles Sequesters in wohlwollender Weise an das Gericht herangetragen werden

uncl folglich insgesamt als ein urzulässiges lleweisnittel zu inierpretieren sind.
BGH vtrm 17.2.1970 IT7,R 139/67 gefestigte Rechtssprrechung ir,r Zivilprctze$ bezüg-

lich der Vorschrift des Para. 244 Abs. 3 SIPO, BGH NJW -<2, 931, DRiZ 59, 252

62, 167,66 381 Stei;r-Jonas-Pohle, ZPO 19, Auf- Para- 284 B'

-c-

In cler Anlage 11 fäee ich clen erstinstanzlichen Beschluss vom 14.4.97 Az. HRB 132

bei rurcl weise auf die OlG-Entscheich-ing 2A W 283/99, clje Artlage 8, die Seite 3, der

Absatz 3, letzter Satz hin.

Die Entsche'iclui.g vom 14.4.97, Az. HRB 132, clie Anlage 11, erwächst nicht in der
Rechtsfolge clie Gesellschaft sei verncigenslos, sondern

2. es wird ein Notgeschäftsführer bestel1t, der die lirma für die Löschung im HR vor-
bereiten sol1, cl.l'i. es wird ein Liquidator bestellt urn den Zustand der Vennögens-

losigkeit herbei zuführen. Die ausgesprochene Rechtsfolge einen Liquidator von Amts

wegen gegen den Willen der Gesellscliafterin fiir die Firna HRB 132 zu bestellen, ist
mit clen Hinweis atrf clen Art. 19,3 und 14 GG verfassungsrechtlich becienklich.

3. Das Zeugnis des i$otgeschäftsfiihrers Herrn Rae Mitze bezüglich nctch vorhandener

Vernägenswerte der Firna HRB 132 tst zweifelhaft. Es sol1te bedacht werden, dass

clie orclentliche Gerichtsbarkeit Herrn Mitze rnit verfasstrngsrechtlich bedenklichen
Hancllungen, hier clie Firma zu licluidi.eren, beauftragt hat urcl Herr Mitze die
entsprechenden Handlungen (Verkauf rron Firnenverrrogerr) aricli vorgenommen hat.
Siehe dazu die Anla,ee 12, der OLG Beschluss 20 W 2t1"/98, Seite 3 letzter At-rsatz

61cl Seite 4 erster Absatz, lrnd cler Punl.;t - H -, Anlage 12 dieses Schriftsatzes.
Anlage 11 Beschluss von 14.4.97 Az. HRB 132



Seite 6 zum Schreit"ren vr.rn 14.06.06, II T,i.vilsenat des FGH

-D-

Der in der Anlage 12 beigefiigte OlG-Beschlr,rss 20 W zLl/98 eriiffnet ein Beweis-
aufnahmeverfahren irn Sinne cles Para. 35.5 ZPO tt (vor cler Reforrn) in dessen Ver-
lauf ein Arrtrag auf einen Lokalterrnin derl damals zuständigen Landgericht Marburg
zu den Akten gereicht wird. Darnit trestinrlt die Partei die tatsächlichee Entscheidungs-
grundlage, vgl. Jauernig, ?PR24, Para. 25 II, IV; allg. zu den Verfahrensgrund-
sätzen, Mausielak, Grwrdkurs ZPA 2 Rclnr. 8€, ff .

Anlage 12 OlG-Beschluf3 Az.: 20 W 2It/98
Anlage 13 Antrag tretreffentl eines lokalternin, Sr:hreitren von 2. Juli L99B Az.4T3/98

Ausweislich der Prozel3akten giht es keine gerichtliche Bekar:ntrnachrtng bezüglich des

seinerzeit beantragten Lokalternin, folglich hat die Verfahrertstretei1igte keine Mög-

lichkeit die Prozel3strategie dahingehend zu ändern, un zun Beispiel das Gericht un ein
Rechtsgespräch zu ersuchen. Die Rechtsunterzeichnerin hat rlit cler Arrtragstellung auch

das Ziel verfolgt das bisherige schriftliche Verfahren in ein mi.indliches Verfahren
zu überführen.

Die Ausfährungen cles OlG-Beschluss 20 W ?83/99, die Anlage B die Seite 5, Absatz 3,

Satz l belegeno dass clie in der Anlage 13 beigefügte Antragstellung rind deren Rechts-
folgen ohne Einfluss auf die Senatsentscheidung hleihen.

I Die Zuriickrveisurg/keine Kenntnisnahne des Angrif f s-/Verteidigungsmi ttels rrerstößt
gegen den Artikel 103 I Grundgesetz. weil eine unzulängliche richterliche Verfahr-
ensleitung dazri gefül'rrt hat, dass vorhantlene Verniägerrswerte, hier z.B. das Cornputer-
systern als Teil der Büroeinrichtung auf welchen alle bis clato zu den Prozepakten
gereichten Sr:hrif tsätze treart"rei tet sincl, siehe clas Schrif tt-rild, aufgefunclen iryerden

karuto so dass a1s Fcllge clie Amts wegige Li.lschung der Gesellschaft HRB 132 irn HR

von Ants wegen zu löschen, tris heute r."erzijgert wird.

In diesem Fal1 kor"rnte auch ein gewissenhafter r-rnd kuncliger Prr:zel3beteiligter nicht
vrtrhersehen, dass es für die lirteilfindurrg wichtig i:it, zr:rächst die erste Instanz
uncl später das Beschwerciegericht, hier den Senat des OLG, speziell auf clie Erforsch-
ung cler l{illenserklänrng cles Sctrrif'tsatzes voni ?. .Iuii 1998 1t. der Anlage 13

in Si.nne des Para. 133 BGB hinzuweisen und deren Rechtsfolgen zu eriirtern.

Hinzri kommt, dass die ausschließlich inr schriftlichen Verfahren ahgewickelte
Beweisaufnahme letztendlich der Prozef3beteiligten die Möelichkeit genonnen hat
abschätzen zu können, ob die deni Gerir:ht trish*r zu den Akten gereichten Dokumente

ausreichencl den Beweis würdigen, die erste Firna HRB 132 besitze noch Vermiigens-
werte, oder olr noch zusätzlictr Dokunrente beizubritrgen sind.

Siehe zu der Thematik des Artikel 103 I GG, die Entscheidr.ing des OLG Schleswig, NJW

1988, 67, 68, welches die Zulässigke it einer Beschrvertie zunl BGH analog Para. 513 II ZPO

in schriftlichen Verfahren uncl analog rlem Para. 126 II, II ZPO bejaht, oder BVerfG,

llJW 1982" 1454 und 2368.

2.

4
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-E-
Die Verfatrrensbeteiiiete musste zu den damaligen Zeitprrnkt davon ausgehen ki-innen, dass
clie Rügen der OlG-Entscheiilung 20 I,T 211/98, l'iier clie Anlage 12, nunnehr jeden Verfahr-
ensleiter in clieser Sache anhält, seiner luntswegigen Prüfungspflicht nachzukommen und
cleli Herairsgabearrsprr.rr:tr cles a: vei'kai:f'teri Glr-inilstiickes, h: clas Stanmanteil an rier zweitert
Firma HRB 320 nnd c:: rJas Aktienpaket air rler A,/O Tn.rcl in Sit:iriert als Vermögenswert für
die GmtrH HRB 132 erkennt. Sjeire clazr-r die Ausfiihnlngerr rler^ Punkto -F*, *H- uncl -I-.

Die Möslichkeit der Prr:rze[Streteiligte* einen Verfahr:enleiter an seine Arirts wegige
Priifr*u-rgspf 1jcht zlt erinnern ist iil w(:sentl ithr,:;i trit tier Begrilrdttrg der Besr:hwercle-
schrif t uncl der Antragsteliung ziir Entwicklung r-ies t'rozel3gesi:hehen alrsgeschöpft.
f rr sof ern, dass clas Beschwercteverfairren 2l' W 283/ 99 arisschi ieill ich im schrif tl ichen
Verfahren gefährt wird, niil3 die Prozef3beteiligte dai.'r,rn ausgehen kiinnen, dass die zu

den Akten gereichten Schriftsätze netrst clen A,nlagen artch i* Erwägung gezc)gen werclen.

Die Beschwerdeentscheiclung 2A W 283/99, die Anlage B, c,lie Seite 4, der Absatz 1 und 3

tretreffencl deri Sar:hverhalt: Aktienl;apital r'.n Rril3iancl, ist ftir die Verfahrertsbeteiliete
vi.il1ig titrerraschend erfolgt und verletzt das ihr zustehencle rechtliche Gehör bei Ge*

richt, in dem ausschließ1ich im schriftl iL:hen \rerfahren entwic-kelten Prozeii. Die Ver-
fahrensl:reteiligte konnte nicht voraussehen. dass arich cJie Firrna A/0 Trud aus Sibirien
neuerdings vün funts wegen r:it der ela'eiten Firrna HRB 320, clern cler"rtsch-mssischen llnter-
nehnen Störos Metallhau & Co. GrnbH, HRB 320, \rerlechselt wircl. Siehe den Punkt -I-.
BVerfGE 63. 177, NJW 1983. 2187, B\,erfG NJW-RR 1993. 383

-F-
Mit cler Ar:lage l4 rvircl im Vertri-rncl noch einrnal clie erstinstanzliche Bekanntmachung von

14.4.97 in der Harxlelsregister"sa*he Stijr<.rs hletallt*rLr GtrirH I{FIR i32 r,u clen Akten gereicht.
Die erte lte Einzelprc;kr:ra (Para. 49 HGB) srnächtigt,lje Fraii König, olute die Ge-
schäftsfiihrerin uneingest:hränkt clie Fi;:rira HRB 13? zlr veltreten. Die Erteilr,urg; der
Prokura wircl im Dezenber 19c,1(r irn Handelsregister" veröft'entiiclit, eine Rücknahme der
Prokura ist nicht aktenkur:rcligo uncl die Pn,ktristirr nit',rr;tt ihre Tätigkeit für clie erste
Firma HRF 132 arrf .

Mjt dieser llrkuncle ist dern Beschluß von 1-1 .4.97, Az.: HRB 132 für die Firma einen Not-
geschäftsführer uncl Liquiclatur von Ants wegen zii irestellen ctie Rechtsgrundlage entzogen.
Anlage 14, Llrkunde Nr. 45 aus 96 cles Nntar: Degen, Frankenl-rerg/Eder

i-rnd der erstirrstanzliche BeschlrilS vort 14,4,97 Az: '1 HRB 132.

1. In sofern class rler erstinstanzliche Beschluss vorl 14.4.97 Az. HRB 132 uncl die folg-
enden Beschwerderrerfahren ohne Fechtsgntrit{1ag* clurclt alle Instanz,en bei Gericht ini

Bestand wirksarr sinr1, karrn ntlr: clamit tregrtlnclet werrlenn dass bei der jeweiligen
lirtei 1sf indurig nicht di e Prczeß-/Ree i s terakten der Sttlros llfetal lbau GrnbH HRB 132

zu gruncle liegen, sonclern die der zweiten Firna HFB 320 eingesehen werden. Nur be-
treffer-id clieser zweite Fir:nia HRB 320 kilnn ar.rsn'r:islich cles Registerausrtiges HRB 320

eine Rechtsgrunrllage begrtindet werrlen, einen Notgeschäftsftihrer von Arnts wegen zu

l:restel]er, weil djese ziveite Firn;r HRF i?{) r} u i' di:r"r:lr rJerr einen Gesc}räftsftihrer,
l{err"n D j pl , Ing. Anclreas Wa11 , v*rt reten ivi nJ 

"

Siehe clazrr ciie r\usftihrltrlgeil \Ir,,rniischturg,i'\j*rtaltsr--lltng cli:rr Firnenarkten, die Seite 3

vcrliegenrlert Schreilren von lJ.06.Ofr.til derr ii*?lit'ijsr-ria" ti*s BGH tmd Para. 12 FFG.
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2. Hinzu konnit. class der jeweilige Verfahrensleiter wissen muf3te, dass ein Verfahren/
tlrteil ohne Rechtsgrundlage in der nächsten Instanz keine Wirksamkeit irn Bestand
erlangerr karur. Mit dem Hinweis auf die jerveilige Beschwercleftihrung kann nicht zwei-
felsfrei verneint werden, dass eine unzulängliche Verfahrensleitung die Amts wegige
Erkenntnis verhindert hat, dass die Prozei3akten HRB 132/HRB 320 vermischt sind und

clieser lhnstancl Rechtsfr:1gen für den tatächlichen und rechtlichen Sachverhalt hat.

Zweifelsfrei hat entgegerr den Behauptr-urgen der ordentlir:hen Gerichtsbarkeit die Ver-
tauschung-/Vermischung der Prozel3akten der beiden Firmen HRB 132 und HRB 320 Rechts-
folgen, welr-'he in Rechtskraft erwachsen trncl vollstreckt werden,
siehe clazu die Seite 3, Abs. 3, Satz 2, OLG Az.: 2tJ W 283/99, die Anlage 8.

Eescrnders ftir dje Verfahrerr 4 T 3/98, 2() W 283/99, 2A W 249/2000 ist es wichtie die
für riie Firnia Stiiros Metallbau GmbH spezifischen Akten bei der tlrteilsflnclung zu be-
riicksichtigen, denn es ergitrt sich foigerrder tatsächlicher und rechtlir:he Sachverhalt:

3. die Gesellschaft wird von einer Pnrkriristin vertreten (Par. 49 HGB)

4, aus cliesen Grunde hat die Amts wegige Bestellung eines Notgeschäftsfi.ihreres keine
Rechtsgruncllage, clenn die Voraussetzung für die Anwenclung des Para. 29 BGB fehlen,
Para. 29 BGB Palandt-Heinrichs, BC}B 62 Aufl. ?003, Para.29 Rn. 1; Scholz,
9 Auf1. 2000. Para. 6 Rn 39 r:der Palanclt-Heinrichs, a.a.C), Rn 2 Scho1z, a.a.O
Rn. 41 otier Palaudt-Heinrichs, a.a.O; Scl'iolz, a.'a.O, Rrr 40 imd 41.

5. Einen Liquidator vrjn Amtswegen zu bestellen steht cler Art
urit Art. 14 GG entgegert. r{araus fo1gt,

19 Abs. 3 in Verbindung

6. clie Handlungen des Notgeschäftsführers für die Störos Metallbau GnbH haben

keine Recirtsgmndlage, hier cler Verkauf eines Grundstücks, siehe dazu die
Anlage 12, Az. 20 W 2ll/98, die Seite 3 letzter Absatz utrl Seite 4 Atrs. 1

aus diesen Grunde

7. erwirbt zeitgleich mit cler VeräuBerr-urg vc)n Finnenrrermtigen durch den Notgeschäfts-
ftihrers clie Firma Stc,r,-,;r ll,fetalltau GrrrbH (HRE 132) einen Heraiisgabeairspnrc:h/Ersatz.-
leistung der Sache gegenüher den Kär"rfer'; Para. 812 uncl 819 BGB

L Der Herausgabeansprur:h gegenütrer cler:l Kärifer^ ist ein Eingentumsrecht der Firna
Störos Metallbar-r GmbH IIRB 132 an der veräul3erten Sache, hier das Grundstück. Dieser
Verrnögenswert unterliegt cler Verteiiung an G*sellsr:ltafter und Gläubiger und steht
einer Ants wegigen Läschung der Gesellschaft in IIR 132 wegen Vermögenslosigkeit int

Wege. Siehe dazri auch die OlG-Entsclt*iclung 2ü W 211/98, Anlage 12,

Der tatsächl iche und recltt I i che Sachverl-ral t 1t .

hat keinen Einf luß auf clie Urteilsf inciurg in deur

.1 HRB 132 AG - 4 T 3/98 Ls - 20 1{ 283/c)9 OLG

Beschwerd*r'erfahren auf den in Bestancl nichtigen
l-1.4.97 Az. HRB 132 nit abgestellt sind. Auch in
tei ligten hei Gericht ziistehende rechtliclie Gehiir
l ichen Verfalrren geftihrten Prozef3 verletzt.

den vorgelegten vermischten Prozeßakten
Ver:fahren (Para. 313 ff ZP0)

20 W 249/2000 OLG, obwohl särntliche
erstinstarrzl ichen Beschluss vom

diesem Fa11 ist das, cler Prozel3be-
in einem ausschl ießl ich irn sc:hr:if t-
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*G-
llit der Anlage 1.5 irn Vertnrncl werclen vier beglaubigte Ahschriften des Ortsgerichts uncl

noch einnal ciie Seite 3 cler Anlage 1ü, (iutachten des Seqr:esters, dett Senat des Brirtdes-

gerichthofes zu clen Akten gereicht.
Anlage l5: r.'ier von Ortsgericht beglaubigte Abschriften aus Er"nittlungsakten cler Sta.

irn Vertrur-rd mit der Seite 3 cles Gutachten ctes Sequesters der Anlage l0

Es kann nicht zweifelsfrei verneint werclen, dass der Vortrag des Verwahrungsbruch bei
clern zuständigen Ministeriun uncl die Bitte urn die Absr-liafftrng solt-:her Mif3stäncle, der
Eechtsunterzeichnerin persijnlich und in ihrer Funktion als Geschäf tsfi.ihrerin cler Firma
Störos Metallbau GnbH HRB 132, rnit groß*r Wahrst:heinlichkeit clas Wohlwolletr cler hies-
igen Jpstizbehiirden entzieht. Es kann nir:ht zweifelsfrei verneint werden, dass bedingt
clur^ch clen Mißbr-apch richterl icher üeiv:rl t zi elgeri cl-rtet Einl'lu[3 ar.rf tneinen beruf l ichen,
gesel 1 schaf t I i chen und wi rtschaf t I i chen Werclegang genonmen wird.

1. Es ist nicht zweifelsfrei zu verrreineri, class in dir:sem Zusanmenhang das Zeugnis des

Sequesters zu sehen ist, das Gericht suche eine Handhabe gegen die Geschäftsfiihrerin
rmd er \iermag denr Gericht eine neue Handh;lbe zu hiettrrr.
Es so11 an clieser Ste11e noch eirrnal clarauf hingewiesen werdenn class die Ausftihr-
rrngen des Seqtresters den erstinstanziit:hen Besctrluss von 14.4.97, Az,: HRB 132 in
dem l\:nkt nit tragen, es gebe Grtinde einen Notgeschäftsführer zu bestellen.
fn seinen Bestarid wircl clies-^ erstinstanzliche Bekarutttirnr-:lrung auch im Beschwerclever-

fahren nicht angezweifelt.

2. Der eigenständige Antrag auf Atrberufung des lrlotgeschäf tsfiihres treim zuständigen
Amtsgericht uncl clas darauf' fr:lgencle Beschwercler.erfahren bei dem Landgericht Marburg.

Dem persönlichen Wr:nsch des Notgeshäftsfiihrers ftir ihn inofftziell die Geschäfts-
fiihlurg cler Firma IIRE 132 r,u iiberrrelxiren, ]-rin ich urit eirtern Antrag auf Abbestellung
cles seltren wegen Inkonpetenz bein zuständigen fultsgericht begegnet. Das Beschwerde-
gericht hat in cler näctrsten Instanz für Recht erkannt, dass ich in einer artderen

Sache nicht zur Zusanrnenarbeit trereit bin uncl den Antrag t-rezüg1ich der Abtrestellung
des lllotgeschäf tsfiihrers gnrndsätzl ich verneint.

3. Die Bekanntmachung dieser geric--htlichen Entscheiclung ist ein Verstoß gegen den Art.
14 cles Glrnclgesetz, clenn der Geselischafteriri wird rron Ants wegen venvehrt über die
Verwaltr-rng ihres Vernögens/clie zwei Stanmanteile an der GrnbH eigenverantwortlich zu

entscheiden untl zu verliindern. ii;,rss clie Gesellschaft nat:h dem Amtswegig erklärten
Wi 11en/Liqr.ridator ist bestel1t, in die Vermögenslosigkeit geführt wird uncl somit die
zwei Stammantei1e den Geldeswert verlieren.

Aus rlieseni Gruncle kann auch niclit zweifelsfrei verneint werden, dass der Mil3brauch

rirhterlicher Gc'wa1t in cler ersten Phase cles Proz*$r'erlaufs als ein Faktor zu beachten

ist, welc--her bis dat<-r alle Verfahren in clieser Handelsregistersache uit trägt.
Der erstinstanzliche Beschluss vtxit 14.,4.q7 Az.4 HRB 132, r:!it': Anlage 11, ist in seinetl

Bestanrl von keiner Instanz geändert worclen, r,rl:rwotrl tlieses Dokument als ein Beschwede-

gnnct nit, der nächster"l Instanz zur Kemrtnisnalute i,orgelegt wircl. Der jeweilige Ver-
fahrensleiter so}1 n-rit clieser Prozeßstrategie angehalten werclen von Amts wegen zu

prüfe1. ob clas lauferrcle Verfahren auf r-ler Basis tler erstinstanzlicherr Entscheiclung r:rrd

clen vertausciiierr/'vr:rmischten Prozel3akten HRB 132 und HnB 320, eine Rechtsgrundlage hat.
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Hier tier 0lG*Entscheiching zfi W 2ffi/q9" Seite 3 letzte.r Ai:rsprtz unrl Seite 4 Abs. I

Die z w e i t e Firnra Stäros l$et;rl ilrau ,-t fo" Grl:H HRB 112{j, ein deutsc}r-russisches
I-'nterrtehrnen, rvirri von d*r Rechtsr-urterzeich;icrin in stillsr:hweigenden Hinvernehmen mit
cien Gesellschaftern l'ris zttr Eirrl:emfung eirrel iies*llschafterversammlungr/Bestellung
eines neuen Gescl'räf'tsfährers ver*'altet. Ai:s rljesen Grunrle wjrcl dj.e liiederlegurg der
Geschäf tsfiihrertät i gkei t rron Herr;r Dipl . Ing. Anclreas Wa] i fiir cli ese zwei te Finria
HRB 320 auch erst 6 llonate später ciern Registergr:richt gemelclet.
Die Anlage 16 und 1.7 \:r.:iqrgen, class tlie \rerivältur:gstätie.!:r.jt fiir: clie zweite Firrna
Störos llletallhatr Co. GrnbH HRB 320i v{)n nir auch aufgenr-rnnen wird,
Anlage 16 Postvol lmacht n Rechtsrrnt*rzeichnet vern Hc.rrn 14al l
Anlage 17 Mietvertrag von 27. Augrist 1t)97

Herr Fer--ltts;-utivalt Mi tze irat in seirrer Higr-'rischaf t
Fi rrna HnF 132 rer:l"rtswidrig ili e Rärunl ichkei teri rmcl

Firma Störos Metallbaii 6r {1c,. f.inlrH, HRn 3:il sr-rt'4;i.i.

ung als Xirtgeschäftsfiihrer dr.r anrlererr Firr'ra äR$ 1

alr Nlrt&:eschäf tsfilhrer cler^ ersten
diq Gr:scliäf tspapiere der zweiten
ii:iirir ri: j rrr.r^ .{tirts wegigen Bestel l-
32 in s+inen Besitz genommen.

2. Das Verfahren 1 C 294/97 vird i:r-ilgestrgl:r1", utl ilri\r*.I-ziiglir:h Ztrl;itng zu clen Gescl'räfts-
räumen cler zweiten Fir:na HRB 32il zu r:rhalt*n, rlenn Her.r Mitze ver:wehrt rechtswidrig
zugangs'berecl:ttigten Persotterr ,lerr Ztit.r:itt zu ri*i: S*sr:häf tsräru:ren cler zweiten Firr,ra.
der cletttsch-russisciren Firna Störos Metallbau & Cr;. Gi,rbll i{RB 320.

Anlage i8 Schreiben rier Präsirient jn des OLG Ffrr, \,'ll,i ?t).l!{l .9$, Ar-. 343/1-76/q8

Mit dern Hinweis a,.:f die Anlage 18 kann rririrt zweif*lsfrei hestimmt werden in welcherir
Zciirainl cier liotgeschäftsfiihre'r welr:1ir. der l:eiden Firnen q;tler beide Firnen zusattimen

verwaltet hat. Es kanil au*h nicht zweifeisfrei he-:51iu'nt wercleno welche Vorträge des
Herrn l'[itze bei den vorliegenrlerr ver^r;risr:]rten/r'ertausr:iit,:n Prcr;le$akien HRB 132/HRB 320
welche cler" beiclen Firnen *der beicle Fjrnen hetreffen. Aus 'Jiesem Grurde sind die vr:r-
wähnten Proze[3akten stel l eLtweise s() t'en.r isr.:i"rtr./1:s1-1ärir,ch'r-. {:iass k*irre zweif r:l sfreie
Zuardnung einer geteilten Prozepakte in HRB 132 r-ind HRB 32il, oder deren teilweise In-
halt der jewei l igeri Firna I oder" Fir^na ? erfr:rigr.:Il F:{1rtr'r.

Es kartn nicht zweifelsfrei ve:rneir-rt
Beschr'.'erdevert'ahren 20 1{ ?83,/9rl l:r,ir
registersache Still"os Metai ltrail GrltrH

Prr:zef3aktetl zr.ri^ Kei;rrtn i s ;ge l arrgt s ,

0l,G-Berchluß 20 W 283/99, clie Seite

wertleii, class clen 53131 cies OLG Ffn irn Zr.rge des
. 20 ill 24?i Oil cl.i e t{ i ßs'lä.nr"l,r tr*ziig1 i c-}r c}*r Hanclel s-
HRB 13? ai.:fgnrnd clq:r','erni schten/vertai:schten

ir'-|. Si ther r-lai:rr r!ie Är, iirge !) und rJie Änlage B cJer

4, cler Atrsatz 4,

I)en entsprechertd kann nicl'rt r-wei f el si'rei ve'rneirrt l1'+:r-der:. d*ss die Ser"rtserrtscheicliurg
20 W 283/99 r,:nrJ clie folgancle Entscheidrrng 20 W 249/Aß, die Anlage 7 und I die Folge
einer wilkiirlir:hen richterlir:he* Fntsr:heirl"ilng siixl" clenn nit Hirrweis auf clie gruud-
sä.tz1iche Verneinr.:ng eines zulässigen Rechtsvreges zun Bundesgerichthof sol l rni-iglicher-
iveise die Prozeßakte Störos llfetallb*ir 6nrhi{ Hp.B 13,? eilclgiiltig geschlossen werden, ruir

,1ie Mi$stäncle beziiglir--h cliesen Verfahren nici'rt offenharen zu rliissen. Hinzu konrnt, class
gn.r.rrllsätzl ir:he Verrreirrung ein*s ll*r:h'l-sivegiis 7,!.inr FüH eiii iilrr,:r^rasr:itungsrirtei 1 ist, denn
ein erst jnstanz.l ir:t:es \:erfahren o?ne Eectits;gn.u'rr11age (Punkt -F- ) kann auch in der
rrär:hstetr Tnstanz rrilht in Bestarrr,i t4';1-1(.sai:i i'ucr^rjfrr. rles r:riiß!.r.'',ier \Ierf'ahre:rsleiter wissen.
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I)ie Firma (HRB 320), das deutsch-russische llnternehmen Störos Metallbau & Co. GrnbH

wirtl irn Juni 1998, arlso 3 Monate naclr der Läschung der erstert Fit:ma (HRB 132) eben-

falls wegen angeblicher Vermägenslosigkeit im Hanclelsregister von Ants wegen geltischt.
Mit clern Schriftsatz von 27. Mai 1999 werclerr clie Einwände gegeri die Arnts wegige l,iischung

cler Firma HRB 320 dem Registergericht zu den Akten gereicht.
Anlage 19 Schriftsatz vorn 27. l!{ai 1999, Az.HRB 320. Stciros Metalli:au & Co. GmbH

1. In sofern dass betreffend der zweiten Firna (HRB 320) kein Prüfungsungsverfahren
inr Sinne des Para. 2 LöschG ff erfolst ist, kann iricht zweifelsfrei bestirirmt werden,

ob seinerzeit die zweifelhaften Ausfiihrungen betreffend tler Vermägenslage cler ersten
Finra (l{RB 132) ganz oder ieilweise a1s Verfa}tren in Sirtne cles Para. 2 LöschG auf
clie zweite Firrna (HRB 320) von Ants wegen iiber^tragen werclen <-rcler niclit.

2. Aus clen Anlagen 17, 20 und 22 ist ersir:htiich, class arich die zweite Firrna (HRB 320)

clie Stijros Metallbau & Co. {irirbH, in fprntlbiliengesc}täft tätiS ist.
Die Firma HRB 320 besitzt i$utzungsrechte aufgntntl von Eauleistungen/Mietvorauszahl-
ungen ir,r Wert von seinerzeit über 150.00ü,00 DM die ab dem Jahre 1998 im Sinne des

Para" 9 Abs 2 ZVG in Vertrinclung l;iit clem Fara. 571 BGB (alt, Para. 566 Stand 1.1.
2002) in dem Zwangsversteigerungsverfahren I K 3A/97 AG Korbach angeneldet werden.

Anlage 20 Dokumentation im Sinne cles Para, 9,2 ZVG in \,'erl:ritichng mit Para. 566 BGB

Bei diesen Zwangsversteigerungsakten hanclelt es siclt nicht urn die von Lanclgericht
Marbirrg gesichteten Prozeßakten, siehe clazu den 0lG-Besr:h1i:ß 20 W 2$/q9, die Seite 4,

Abs. 5 und clie Seite 5, Absatz 1. der Anlage B

Mit clem Hinweis auf den Para. 9 Abs. 2 ZVG in \reririndung i:tit derir Para. 571 BGB alt,
besitzt die zweite Firna HRB 3?0 naerh deren zweifelhafter Amts wegiger Löschung itn

Handelsregister im Juni 1998 noe:h Vermägen, rvelc-hes cler Verteilrmg an Gesellschafter
und Gläubiger unterliegt. Einer der Gesellschafter der zweiten Firna (HRB 320) ist die
erste Firma (HRB 132), deren Rer:hte an der,r ver^ivertl-iai"en Verrriig*n cler zweiten Gesell-
schaft (HRB 320) bezüglich cler,r Verfahren 2A W 283/99 von clen Senat des OLG im Zuge cler

Errnittlung von Vermögerrslerten fiir die erste Firnra (HRB 132) zu beriicksichtigen ist.

3. Beide Firmen HRB 132 r-rncl HRB 320 r.rnterhalten Geschäftsbeziehungen zu der russischen
tr{inengesel 1sr:haft A,/0 Tnrd, Gurjewsk/Sibirien.
Die Firma HRB 132 besitzt vertragliche Vereinlrarung auf dem R<-rhstof fsektt:r
Die Firrira HRF 320 besitzt vertragl ic-he Vereirri:rarung atrf cleu hnrnobil iensektor

Anlage 21 Vertrag v.13.8.92 der A/0 Trucl nit der Stiiros Metallbau GmbH HRB 132

Anlage 22 Vertrag v.17.5.9;5 der A/0 Trucl i;rjt cler Störos Metallbau & Co. GmtrH IIRB 320

Mit dem Hinweis auf clie Anlage !6,17,20 uncl 22 ist den Ausführungen des Olg-Beschluss
Az.: 20 W 253/99, die Anlage 8, die Seite 4, cler Absatz i ut'rcl 3 bezüglich der Finla
HnB 320 grunclsätzlich zu widersprechen, clenn clie zweite Firrna HRB 320 hat weder ihren
Geschäftstretrieb eingestellt noch clas Stanrnkapital der erstetr Firma HRB 132 olure Gegetr-

leisturg ül-erlassen. Siehe clazu die vertraglichen Vereintnrungen der Anlage 24, welche

nacirvollziehbal rirrcl analog clen Para. 35 Abs.4 GmlrHG c;ffengelegt uncl protokolliert sincl.
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4. Nur ciie Firma HRB 132 hält an den sl-aatlir--hen linternehriren A,/0 Trud ein Aktienan-
tei1, siehe dazu clie Anlage 23, 24 uncl 25. Die entsprecrhende Dokumentation ist
seinerzeit zum Nachweis von Vermögenswerten cler Firma HRB 132 zu den Proze$akten
gereicltt worden, so class die Ausfiihrungen des Beschluss 20 W 283/99, Anlage 8, die
Seite 4, der Absatz 3 nicht den tartsäc-hlir:hen Sachverhalt 1t. Aktenlage entspricht.

Anlage 23 Vertrag v. 15.10.93 über clie Zuteilirng von stimmberechtigten Stamnaktien
Anl age 24 Krecli tvertrag vom 1 *q . 1ü . 93

Anlage 25 Barquittung iiber die Auszahlung der Kreclitsunne an clie A/0 Trud vom 13.2.94

Der OlG-Beschluss 20W 283/99, die Anlage 8, clie Sejte 4, der Absatz 3 rst auf das
Aktienkapital der Firma HRB 132 an cler russischen Firma A/0 Trucl l:ezogen, und wird
fälst-'hlicherweise auf die Störos Metalllrau & Co. GnbH (HRB 320) iilrertragen, obwohl clas
seinerzeit zti den Akten gereichte Dokunent eine derartige Verwechslung aussschließt.
Hier der Vertrag nrit A/0 Trud und der Firma HRB 132 b*treffend clem tiberlassen von
eirretn Aktienpaket, siehe dazu auch die Anlage 23.
Auch ein gewissenhafter rincl ktrndiger ProzeFbeteiligter konnte nicht vorhersehen, dass
nunmehr das russische l-internehnien A/0 Trucl und clie deutsch-mssische Firma Störos
Metallbau & Co. GnrbH HRB 320 von Atnts wegen verwechselt werclen, ruxl dies Rechtsfolgen
fär ciie Auffinclung vcln Vernägenswerten fiir die Firnia HRB 132 hat. BGH, NJW 1991, 2081;
BVerfG unter 1 urrd NJW 1994, 1274; Geiger, NJW 1q76, 1393; BGH, NJW 1989, 2756 f. VSl.
zur richterlichen Aufklärungspflicht Jauernigo ZPR 24, Para. 25 VII.

Gleichzeitig ist der Absatz 1 und 3 cler Seite 4 cles Ol,G*Ileschlriss 20 W 283/99, die
Anlage B, a1s eine Erwartung cles Beschwerrlegerichts zu interpretieren, dass clie Pro-
zel3beteiliete erkarurt hat, clas: neben den laLifenclen Verfahren HRB i32 ein zweiter
Prozel3 beziiglich der Firma HRB 320 unrl cleren Vernriigenswerte nach der Läschung im IIR-
wegen \ierrrtigenslosigkeit. bereits von Arits wegen in Sinrre des Para.578 ff ZPA ent-
wickelt ist.
In cliesem Fa11 ist der ProzeBlreteiligten in einem at-rgetrennten Verfahren betreffend
cler Fjrma IIRB 320 eine Gelegenheit zugebert, sich zu dem tatsäcl"rlichen uncl rechtlie:lren
Sachverhalt aufgmnd den Geschäftspapier"en und den fiir clie Firna Stijros Metallbau & Co.
GrrbH HRB 320 spezifischett Registerdokutnenten zu äLr$errr. Zweilelsfrei ist es erforder-
1ich, eine Prozel3ftihrung irir Sinne des Para. 578 ff ZPO zu verf<:lgen, derxr den Ausführ-
ungen cles Atisatz l untJ 3 cier Seite 4 cles 0l(i-Besch1us..r 20 W 283/99 ist mit clern Hinweis
ar.rf clie Anlage l6 bis 2.5 gmnclsätzlich zu widersprechen.

Anclerseits ist niit der wieclerkehrenclen Beschwerclebegrikichmg clie Akten HRB 132 und 320
seieir vernischt/vertauscht, die Willenserklärurrg cler Prozeßbeteiligten in Zuge von
zwei getrennten Verfahren HRB 132 uncl HRB 320 eine fiir jede Finla spezifische Prozeß-
strategie entwickeln zrr wollerto urr in t-las jeweilige Proze$geschehen fiirclernd ein-
greifen zu können, von Ants wegen nicht ztr Kenntnis genorrnerr worden.
Die Zurückweisung/keine Kenntnisnahme dieses Angriffs- und Verteidungsrnittel verstößt
gegen clen Artikel 103 I Gmndgesetz, wei1 eine unzulängliche richterliclie Verfahrens-
leitung die Verzögerung/Verhinderung bis dato rrit verursacht hat, eine für die Firma
HRB 1-?2 unci die zweite Firrna HRB 32f) getrennte Prozef3fiihrung einzuleiten.
Diese Vr"rrgehensweise des jewei l igen Verfahrenslei ter hat tresonderen Einf 1ul3 auf clie
Entwicklurg des ausschl ießlicli in schrif tl ichen Verfahreir gef iihrten Proze$ HRB 132.
EVerfG, NJW 1992, 680 f: BVerfGe 81, 264 = NJIV 1990" 2373 (zu Para. 282,528 II ZPO)

BVerfG, N"IW 1993, l3l9 (zu Para. 296 I iincl II ZPO)
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A1s Folge ist das Verfahren HRB 132 iruf der Basis cler vermischtert/vertauschen Prozef3-

akten HRB 132 uncl HRB 320 ein l{idersprr:ch in sich selbst, und foiglic}r sind die ge-
richtlichen Bekarrntnachrxtgen in dieser Angelegenheit in sich nicht widerspruchsfrei.
Siehe clazu die hiicirstrichterliche Rectrtssprechi.rng zlt clen Denkgesetzen.

Flinzu komnt, class rricht zweifelfrei velneint werclen kanrr, dass aus den Proze$akten
HRB 132 ersichtliche tatsächliche und rechtliche Sachverhalte von Arrts wegen wahllos
der Finna HRB 132 oder HRB 320 zugeorrlnet vserclen und folglich eine gericl'rtliche Be-
kanntnachung mit tragen. Aus diesem Gnlnde kann nicht zweifelsfrei bestimrnt werden,
olr iiberhaupt ein einziges lirteil in clieser Hanclelsregistersache in tatsächlicher uncl

rechtlicher Hjnsicht ausschließlich der Firrna HRB 132 rider der zweiten Finna HRB 320

zu zuordnen ist. Sielie dazu die Ausfiihrr.ngen der T\inkt - F - betreffend dem erstin-
stanz|ichen Verfahren aus 1997 und clen Piinkt - I - betreffend dem Faktor, dass Aktien-
kapi tal in fäl schl icher Wei se von Atnts wegen zugeorclnet i st .

A11e gerichtlichen Bekanntrnar:hungeu in cler Handelsregistersache HRB 132, welche ter-
minlich zwischen clen erstinstanzlic--lren Beschlir:is vor:r 14.4,97, die Anlage 11 und der
Senatsentscheiclur-rg 20 W 283/99, die Anlage 8, datiert sincl, rveisen bei der Analyse die
selben Merkmale einer Veltauschirng rler beirien Firtnert HRB 13? tmd HRB 320 und die daraus

resultierenden/ausgesprochen Rechtsfolgen auf .

il{eine Beniihurrgen den Rechtsfrieden uncl clie Rechtssir,-}ierheit auch ftir die Gesellschafter
cles cleutsch-russischen llnternehrnen Stiiros Metallbar: & Co. GmtrH HRB 320 annähernd auf
cler"i Rechtsweg lierstellen zu lasserr, k&nrr als gescheitert arigesehen werden. Mit dem

Hinweis auf den Art. 19 Abs. 3 und Abs. "l GG hat die zweite Firma Störos Metallbau
GnrbH HRB 320 clas Recht ein Rechtsschutzlredtirfnis, welches zweifellos besteht, auf clent

Rechtswege geltend zu machen. Eine Pr<:zel3entwicklung hat mit Hinweis auf die bisherige
Erfahmng treziiglich clen vernisclitr:n/r'ertausr:]rteri Prozefiakten HRB t32/HRB 320 nur dann

Erfolgr 1ryenn clie Registerakten HRB 132 turd HHB 320 getrennt eingesehen werden.

Jecler nieiner juristisc-hen Versuche eine Tr^enriung tler Eegister'akten HRB 132 und HRB 320

zu erreichen, clamit ein Verfahren im Sinne des Para. 578 ff ZPO für die zweite Firma
HRB 320 vorbereitet werdeil kar]l-r, wircl von Ätirts wegen r:erltinclert.
Arn 22. Jarurar 2002 wird form- uncl fristgerecht bei dern zuständigen Amtsgericht die
Klage ini Sinne des Para. 578 ff 7,PA c(rgen eirte ausgesprochene Reclttsfolge des erstin-
stanzlit--hen Best:h1ul3 Az. 4 HRB 13?, rlie Arrlage 11, erhohen. Die Rechtsgrundlage tre-
griinclet clie Verfahrensrrorschrift, class jer-le arisgesprochene Rechtsfolge eirrer gericht-
lichen Bekanntrrachung einer jeden Instanz fiir sir:h allein nit der Klageerhebung nach

Absctrlufi des Verfahren angegriffen werden l<ann cl:rnit keine Ltit-*ke im Rechtschutzsystem
entsteht.
Die Klage wird einige Monate später erweitert rtncl es wird eine Abmahmrng an das Gericlit
erforderl ich, clen Eir"rgang der Klageerhelriing zu bestät igtrrr-

Weder die erste Instanz nr.rch das Lanclgericht als zweite Instanz macht in dieser Sache

ein Urteil bekannt, srindern rnit dern Sertatsbeschlri$ des Oi,G Ffm 20 W 3n/43 vom 18.09.03
wird verktindet, dass iln Zusanmenharrg rnit der Handelsregistersache Stör<,rs Metallbau
GmbH HRB 132 keine gerichtl iclren Entscheirlung neltr zu errvairten sincl.

Der Rechtswerg 4 HRB 132 - 4 T 2/97 - 20 W i23/03 ist nir:ht rrit denr Rechtsweg zun B(iH

4 HRB i32 - 4 T 3/98 - :10 !! 283199 iclerttisr:lt.
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Es kann nicht zrveifelsfrei verrieint werden, dass die Vorgelrensweise des Verfahrens-
leiter von einer rvilkiirlichen richterlichen Entscheidung r;rit getragen wird, weil diese
Bekanntrrac|ung 2A W 323103, tlie Än1age 26, rrit cler geltenrlen Rechtsordnmrg nicht in
Einklang zu bringen ist.

Es ist aufgnrncl cler geltenrlen Rechtso::clnung nicht erkenttl)ar, dass das zustänclige

Aptsgericht clas Ver"fahre* clen Senat des OLG zur Errtsclteirli:rrg vcrlegtn nt)ch ist cliese

Atrgabe angekiinrligt wcirclen. Arrs tliesem Grurtde ist tlie Senatsentsclieidung 20 W 323103

rr6n 18. Septen|er 2003 ein iiberreschtrngsurtei1, weii,lir \ierfalrensbeteiligte clas

iiterspringen vr-rn zwei Instanzen zur tirteilsfilrcirrng nictrt vorhersehen konnte.

In clr:r'Anlage 26 iitrersenrle ir:li jerveils nrtr clie erstetr Sr:iteu tlpirter Schriftsätze an

clas zustänclige Arotsgericlit irrr Zusammentrang mit der Klageerhetxlng veirn 22. Januar 2002

u1d clie Senatsentscheidtrng 20 W 323/03 rront 18. Septr:nfuer ?003.

2, Bei der Alalyse cler beigefi-igten Senatsentscheidr.rng 2A W 323/03 ist zu bemerken,

dass clie Klageerhebung von 22. Jani"rar 2002 tredingt chrcli clen zeitlictren Rahnen keine

Gegenclarstellung zu einem Beschlu$, clatir:rt votn 17 Jul i 2002, sein kann.

Es kanrr aur-h in diesem Fall nicht zweifelsfrei \rerneint lverdetr, class der Mil3brauch

ricl-rter^l it--her Gewalt das tragende Elenent rJieser^ ivi lkiiriichen gerichtlichen Bekannt-

maclmng ist, clelrr eirr Tippfetrler ocler lrt'tuir heziiglir:h i{er^ Datumsanzeigen ist aris-
zu schlie$en.

Dass der Senatsbeschh:ss 20 W 323/03 r.'om lB, Septenber 2003 in cler F<-rrn und mit der

Begrüldung bekannt genar:ht wircl. karn nur rlat:ii1 r:;'ktäri r.r'el:cleil, class Rtilrt llei Sericht
c1av61 ar.i,sgeht, dass rJie ver:njschten Frozr:fiakterl HRF 132 uncl HRB 320 rnit dem Hinweis

arrf 6en Senatsl:reschlriß des BGH IT ZB 17ßü keiner wr-'itere;rt Trtstanz nehr vcrge:legt werden.

3. Zusannen niit tler Anlage 26 wird der Schriftsatz rles Ar:rtsgerichts votn 11.04.20Ü2 bei-
gefügt. Die Textanalys* läßt keinen Zweif'e1 ctarar. class cler \ierfahrensleiter sictr
auf clie Prtifgpg cles Sachverhaltes clnr-c-h rlen BGH lrenift, i{elr:her keine rechtlichen
Bec{enken bezüglich cler Entwicklurtg eines Verfahrens fiir clie Fjrr,ra HRB 132 auf der

Basis von z w e. i r.'ermischten Registerakten r.'on z w e i verschiedenen Firnen
HRB 132 glcl HRB 320, rleren Ret-'irtsfolgen einschließ1it:h cler nici:t zweifelfrei der

einen oder ancleren Firna ztl zrir:rdnenclen Hndurteile, bekrindet hat.
siehe dazu dj.e senatentsct:eidpng II zB 1710Ü, rlie,\p1age 2

Die Ai:sftihlurgen meines Schriftsatzes nebst den Artlagen belegen, dass tlie wilkürliche
richterl iche Eltscheiclung zun Nacht*i 1 e iries Prciptretei l igterl keitie eit'tnal ige Erschein-
ung ist, s6nclern ip Bezug auf clas Verfahrerr 4 HRB 132, rlie folgerrclen Beschwerdeprozesse

rutd tlie Klageerhebrrng von 22. Janual200? als ein, die Pr^,rze$entwicklung tragender

Faktor anzusehen ist.

Tn cliesen Zusammenhang rmrl3 der Schrif tsatz rles Antsgericht Frankenberg vom 11.04.2003

die A11ag,e 26, eine tresonclere Aufnerksarrkei'f. er-f;-ilrr"*n, i-k:1ili r::r br:steltt grurrdsätzl ich
r.rncl aJ lgenein Gefahr, dass e-in, r'tlr'l cler geltt+rlr.lctt ilt-rhtsorclnttng losgeliist entwitrkeltes
\,er^falrren problenlos rlie Wirkse.ir,rkeit it,i Festtrit,J er'ttitl t, in t-lett sir:1r der jerveilige Ver-

falrrensleiter auf den SsnatstreschlulJ ,Jes Bi-rruiesgt rir:titslilf'es iT ZF 171üA trncl clie

Harrclel sregi stet-sache HRB 13? l-renrf t 
"
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In der Folge, dass das Aktenmaterial der l-"reiden Firnen HRB 132 und HRB 320 vermischt/
vertauscht verwaltet wird, kann bis dato die zweifelhafte Löschung der zweiten Firma
HRB 320 nicht in einen abgetrennten \rerfahren im Sinne cles Para. 578 ZPO ff angegriffen
werden, obwohl das Beschwerdeverfahren und die nachfolgende Begrtindung der OLG-Ent-
scheidung Az.: 20 W 283/99, die Anlage B, charakteristische Elemente bezüglich eines
eigenständigen Wiederaufnahneverfahren wegen der Löschung der zweiten Firrna HRB 320

im Handelsregister im Jtini 1998 beinhaltet.

Mit dem Hinweis auf clen Punkt - I - dieses Anschr:eiben besteht auch ein Rechtschutz-
bedürfnis für die zweite Firma HRB 320, das cleutsch-mssische llnternehmen Störos Me-

tallbau & Co. GmbH, welches auf dem Rechtsweg eingefordert werden muß, um für aIle
Beteiligten/Gesellschafter eine Rechtssicherheit, hier die Bestinmurlg vorl Inhaber-
oder Eigentumsrechten, herstellen zu können.

Der Senat rles Bundesgerichthof wird rnit denr Hjnweis auf die Vermischung/Vertauschung
cler beiden eigenständigen Firrnen HRB 132 und HRB 320, die Vernischung/Vertauschung der
Prozepakten IIRB 132 uncl HRB 3?0, clie ivilktirliche Zuorclming von Dokunenten für die eine
ocler andere Firma durch die Verfahrensleiter gebeten, die bereits ausgesprochenen und
vollstreckten Rechtfolgen für jede tler zwei Firmen einzeln zu überprüfen.

Cornelia Stöhr



BUNDESGERICHTSHOF
ll. Zivilsenat

Der Vorsitzende

ta zB 17t00
(Bitte bei allen Schreiben angeben)

Karlsruhe, den 17 .7 .2006
Herrenstraße 45a

Postanschrift:
76125 Karlsruhe

Fernsprecher (0721)
Durchwahl (0721)
Telefax-Nr. (0721)

Bundesqerichtshof, 761 25 Karlsruhe

Frau
Cornelia Stöhr
Zum Estenberg 6
34516 Vöhl-Buchenberg

Betr.: Handelsregistersache Störos Metallbau GmbH
Beteiligte: Cornelia Stöhr

Bezug: lhr Schreiben vom 14.6.2006

Sehr geehrte Frau Stöhr,

in obiger Sache kommt eine abermalige Befassung des Senats mit lhrer
,,außerordentlichen Beschwerde" nicht in Betracht, nachdem der Senat lhr
Rechtsmittel als unzulässig verurorfen hat.

Mit freundlichen Grüßen

Vond

159-0
159-1305 oder 1501
159-2512

6H^Eb,q\
F\\

Prof. Dr. Goette

Justizangestellte
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Birnclesgerichtshof , II Zivilsenat
Herrr:nstral3e 45 a
76125 Karl sruire
Far.: 0721-.l.592512

20. Juli 2006

Az".: II ZB 17/OO, Ihr Schreitren vom 17.A7.20A6 in \,'erbindung mit tneinen Schriftsatz
von 14.ü6.06, tri. r' iler Ar"itrag iu Sjnne cles Para. 319 Abs. 1 ZPQ,

Berichtigung cles Rubrum aufgrund tJes Verfahren in Sinne der Para
59 ZPO bis 63 ZPO (Streitgenossenschaft)

Selr geetrte Danen und Herren,

die Handelsregisterakte HRB 132, hier die 6 Bäncle 3 Sonclerhände und l grünes Heft, ist
offenbar die Prozeßakte einer Streitgen*sserrst:haftn {ieren Beteiligte einzeln im Rubrum

der gerichtlichen Bekanntnachung in dieser Saclie aufz.rifliihren sind,
Hier: clie Firna Störos Metallbau GrirbH tlFiB 13?

clie Firrna Störcs Metallbau & Co. GrntrH HAB 320

Die offenbare ünrichtigkeit cler Auf listung dei: \'erfahrensl:reteiligten im Rubrurn cler

Senatsentscheidung Az. II 7.R L7/A0 ist nit dt:m Hinweis auf die r,'enniscltte Proze$akte
HRB 132IHRB 320 und den selben Streitgegelstancl fiil beide Firnen. hier die Einwände

cler antswegen Li)scliung cler Finnen im HR wegen artgelrlicher Vermi:igenslosigkeit, analog
clen gel tenden \lerfahrensrecht zrr korrigi er*n.
In sofern dass eine amtswegige Kr-rrr*ktur bisher nicht erfolgt ist, wird die entsprech-
ende Antragstellilrrg in Verbiridiing r:iit neinen Schriftsatz vom 14.06.06 nebst den fuilagen
den Senat des BGH zu Entscheidung nit vorgelegt, denn cler Senat wird gebeten die Rechts-
frtlgen für jede Firrna/\rerfairrenstretei l igte einzelri zri überprüf eri.

Die amtswegige Ande;:ung der Auflistung cler Verfahrenstreteiligten im Rubrwn des Senats-
besr:lrluss Az. IT ZB 17/OA ist ai-ich fiir c!ie trereits til:rersandte Reclnung der Gerichts-
kosten ch:r^ch die Buntleskasse von Bedeutuug, clerrn rrit den Hinweis auf die vorerwähnte
Unstinmigkeit wird cieren Ausgleich vei"u'eigert.

So1lte der Senat cles BGH keinen An1al3 claftir erkeruren clas Rubrum der Senatsentscheid-
r.rng Az. II 7,8 17/Aü r'om 2.4.200i entsprec'irend cler Aktenlage/Streitgenossenschaft zu

ändern, wircl urn eine lfitteilung get-reten, aufgmnd welcher Rer:htsvorschrift das Ver-
fahren HRB 132 arif de:: Basis r'orr zw*i r'*r:ichieclenerr I'l'rize$akten unci ausgesprochen
Rechtsfolgen betreffend zwei verschieclerrer Firnen. abgewickelt worden ist.

Der Fonn halber iverrleri clie, an nicl.r zuliicl:gesandten Arilirgen cles Schriftsatzes von

14.06.06 an den BGH erneut zu den Akten ger:eicht.

tr{it frer.rrtdl ichen Gr:i.i$err

Corneri ia Siiilrr



Abschrift

BUNDESGERICHTSHOF

n zB 17100

BESCHLUSS

vom

31. Juli 2006

in der Handelsregistersache

Störos Metallbau GmbH, am 23. März 1998 wegen Vermögenslosigkeit im
Handelsregister gelöscht,

Beteiliqte und Beschwerdefüh rerin :

Cornelia Stöhr, Zum Estenberg 6, Vöhl-Buchenberg



Der ll. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat am 31. Juli 2006 durch den

Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Goette und die Richter Dr. Kurzwelly, Kraemer,

Prof. Dr. Gehrlein und Caliebe

beschlossen:

Der Antrag vom 14. Juni 2006, wiederholt durch Schreiben vom

20. Juli 2006, wird kostenpflichtig zurückgewiesen, weil das Verfahren

nach Verwerfung des Rechtsmittels der Antragstellerin durch

Senatsbeschluss vom 2. April 2001 rechtskräftig abgeschlossen ist.

Weitere inhaltsgleiche Eingaben wird der Senat nicht mehr förmlich

bescheiden.

Goette Kurzwelly Kraemer

Gehrlein Caliebe


